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Synode vom 19. November 2025 
 
 

Synodebotschaft zu Traktandum 10 
 
 

Mindestkriterien für autonome Kirchgemeinden und Interventions-
möglichkeiten des Kirchenrats 
 
 

Der Kirchenrat an die Synode 
 
Anträge: 
1. Die Synode beschliesst 

a. die Teilrevision der Kirchenordnung (KO, SRLA 1.2-1); 
b. die Teilrevision der Kuratorienverordnung (SRLA 3.5-3.1); 
c. die Teilrevision des Reglements für den Finanzhaushalt der Kirchgemein-

den (Finanzreglement KG, SRLA 5.3-1). 
2. Diese Änderungen treten am 1. April 2026 in Kraft. 
 
Worum geht es? 
Ziel dieser Vorlage ist es, dass die Kirchgemeinden vital und finanziell gesund bleiben oder wer-
den. Dem Kirchenrat sollen von der Synode Kompetenzen gegeben werden, damit er Kirchge-
meinden bei der Finanzplanung unterstützen und sie vor Zahlungsunfähigkeit bewahren kann. 
Der mit einer Zahlungsunfähigkeit zusammenhängende Imageschaden für die ganze Landeskir-
che und die durch sie entstehende Haftungsproblematik sollen vermieden werden. 
Die Kirchgemeinden stehen vor grossen finanziellen Herausforderungen. Der Worst Case, dass 
eine Kirchgemeinde zahlungsunfähig würde, ist nicht mehr undenkbar und muss unter allen 
Umständen verhindert werden. Gleichzeitig ist festzustellen, dass die Interventionsmöglichkei-
ten des Kirchenrats aktuell nicht ausreichend sind, um die finanzielle Lage einer Kirchgemeinde 
zu verbessern oder zu stabilisieren. 
Der Kirchenrat schlägt deshalb vor, dass seine Funktion in der Gemeindeentwicklung und seine 
Rolle als Aufsichtsbehörde von der Synode gestärkt werden. In der Gemeindeentwicklung soll 
der Kirchenrat das Recht bekommen, geschäftsrelevante Unterlagen von den Kirchenpflegen 
einfordern und ihnen Auflagen beim Voranschlag machen zu können. Verstösst eine Kirchen-
pflege gegen die Auflagen, so könnte der Kirchenrat ein Kuratorium errichten. Als Aufsichtsbe-
hörde soll der Kirchenrat das Recht bekommen, den Steuerfuss einer Kirchgemeinde festzuset-
zen und Immobilien aus dem Verwaltungs- ins Finanzvermögen zu überführen, vorausgesetzt 
das Eigenkapital einer Kirchgemeinde ist negativ und ihre Rechnung weist einen Aufwandüber-
schuss aus. Diese starken Interventionsmöglichkeiten, welche die Kompetenzen der Kirchge-
meindeversammlung übersteuern, sind an objektive Mindestkriterien für autonome Kirchge-
meinden gebunden. Der Kirchenrat definiert zwei Mindestkriterien, bei deren Nichterfüllung eine 
Kirchgemeinde nicht mehr als autonom zu betrachten ist: 1. Jede Kirchgemeinde verfügt über 
eine Pfarrstelle im Umfang von mindestens 50 Stellenprozenten. 2. Jede Kirchgemeinde muss 
bei einem negativen Eigenkapital einen Ertragsüberschuss ausweisen. Bei der Einhaltung von 
beiden Kriterien kann davon ausgegangen werden, dass ein ausreichendes Gemeindeleben 
existiert, und dieses auch finanzierbar ist. 
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Ausgangslage 
Der Spardruck in den Kirchgemeinden ist hoch. Die Kirchgemeinden reagieren auf ihn, indem 
sie Personal abbauen, Immobilien verkaufen, Investitionen aufschieben, im Gemeindeleben 
Kürzungen erwirken und Beiträge an Dritte streichen. Die Frage nach der Grenze, ab welcher 
eine Kirchgemeinde ihren Auftrag nicht mehr erfüllt und deshalb nicht mehr als autonom gelten 
kann, steht im Raum.  
Das geltende Recht beschreibt diese Grenze nur sehr grob und hält wenige Mindestkriterien für 
autonome Kirchgemeinde fest. Für das Gemeindeleben gibt es Vorgaben für die Anzahl der zu 
feiernden Gemeindegottesdienste und der zu erteilenden Unterrichtslektionen und weitere nicht 
quantifizierte Vorgaben in den Bereichen Kasualien, Seelsorge, Diakonie, Bildung, Mission, 
Ökumene und Verwaltung. Für das Finanzwesen gilt das ungeschriebene Gesetz, dass eine 
Kirchgemeinde nicht illiquid werden darf. Und in organisationaler Hinsicht gilt die Vorgabe, dass 
eine Kirchenpflege die Mindestzahl von vier ehrenamtlichen Mitgliedern nicht unterschreiten 
darf. 
Unterschreitet eine Kirchgemeinde die Grenze der Mindestkriterien, so hat der Kirchenrat ge-
genüber den Kompetenzen der Kirchenpflege Interventionsmöglichkeiten im Rahmen seiner 
Aufsichtsfunktion: er kann Auflagen zur Rechnungsführung, zu Investitionen und zur Überfüh-
rung von Verwaltungsvermögen ins Finanzvermögen beschliessen und in extremis auch gegen 
den Willen der Kirchenpflege ein Kuratorium errichten. Gegenüber den Kompetenzen der Kirch-
gemeindeversammlung hat der Kirchenrat hingegen bisher keine Handlungsinstrumente. 
Ist absehbar, dass eine Kirchgemeinde ohne entsprechende Massnahmen in eine finanzielle 
Schieflage gerät, so kann der Kirchenrat Unterstützung bei der Gemeindeentwicklung nur an-
bieten und empfehlen, sie aber nicht durchsetzen. Dabei hat er nicht einmal das Recht, ge-
schäftsrelevante Unterlagen einzufordern, die für eine vertiefte Analyse der Situation notwendig 
wären. Ist absehbar, dass eine Kirchgemeinde illiquid wird, so kann der Kirchenrat zur Überbrü-
ckung ein Darlehen gewähren, die Kirchenpflege absetzen und ein Kuratorium errichten, er 
kann aber auf finanzpolitische Entscheidungen der Kirchgemeindeversammlung keinen Einfluss 
nehmen. 
 

Inhalte und Ziele 
1. Jede Kirchgemeinde verfügt über eine Pfarrstelle im Umfang von mindestens 50 Stellenpro-

zenten. Die Kirchgemeinden haben den Auftrag, das Evangelium zu verkündigen. Sie erfül-
len ihren Auftrag durch Gottesdienst, Verkündigung, Seelsorge, Diakonie, Pädagogisches 
Handeln, Bildung, Mission, Oekumene und Verwaltung (§ 14 Abs. 1 und 2 KO). Am Auftrag 
wirken freiwillig Mitarbeitende und kirchliche Dienste (Pfarramt, Sozialdiakonie, Katechetik, 
Kirchenmusik, Sigristendienst, Verwaltung) mit (§ 66 Abs. 1 KO), indem sie ihre Gaben ein-
bringen. Sie sind bezüglich Tätigkeiten und Kompetenzen unterschieden, bezüglich Wert 
aber unterscheiden sie sich nicht. 
Mindestkriterien für ein vitales Gemeindeleben gesetzlich zu definieren, ist aufgrund der 
Vielfältigkeit der Kirchgemeinden weder möglich noch sinnvoll. Die Kirchenreform 26/30 ten-
diert eher in die umgekehrte Richtung, dass nämlich die Vorschriften für das Gemeindele-
ben reduziert und die Gestaltungsräume der Kirchgemeinden entsprechend vergrössert 
werden. Kirchgemeinden sollen Schwerpunkte bilden, vorhandene Gaben fördern, auf die 
Sinus-Milieus zugeschnittene Veranstaltungen anbieten können. 
Mindestkriterien für die kirchlichen Dienste gibt es nur ein einziges: Die Kantonsverfassung 
schreibt vor, dass jede Kirchgemeinde ihre Pfarrpersonen wählt (§ 112 Abs. 2 Verfassung 
des Kantons Aargau [Kantonsverfassung, KV, SAR 110.000]). In welchem Umfang Kirchge-
meinden über Pfarrstellen verfügen müssen, ist hingegen gesetzlich nicht normiert. Für alle 
anderen kirchlichen Dienste gibt es keine Mindestkriterien. 
Deshalb wird betreffend Mindestkriterien für das Gemeindeleben auf eine gesetzliche Hilfs-
bestimmung Bezug genommen: Es wird davon ausgegangen, dass eine Pfarrstelle im Um-
fang von mindestens 50 Stellenprozenten Indiz für ein ausreichendes Gemeindeleben ist. 
Es ist aber klar, dass eine solche Stelle allein keine vitale Gemeinde schaffen kann. Sie ist 
auf das Zusammenspiel mit anderen kirchlichen Diensten und mit freiwillig Mitarbeitenden 
angewiesen. Kann eine Kirchgemeinde keine Pfarrstelle in diesem Umfang mehr 
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finanzieren, wird unterstellt, dass sie ihren Auftrag nicht mehr erfüllen und deshalb nicht 
mehr als autonom gelten kann. Der Kirchenrat als Aufsichtsorgan muss in diesem Fall inter-
venieren. 

2. Der Kirchenrat erhält den Voranschlag und kann einen Finanzplan und weitere Unterlagen 
einfordern und Auflagen für den Voranschlag verfügen. Stellt der Kirchenrat im Rahmen der 
Passation der Kirchgemeinderechnungen fest, dass die finanzielle Lage in einer Kirchge-
meinde kritisch ist, so kann er einen Finanzplan einfordern, um die Strategie der Kirchen-
pflege zu erkennen und die finanzielle Entwicklung abzuschätzen. Zusätzliche Unterlagen 
wie Stellenplan, Tragbarkeitsberechnungen der Immobilien, Investitionspläne und weitere 
helfen ihm bei der Beurteilung der Lage. Ebenfalls erhält er den von der Kirchgemeindever-
sammlung genehmigten Voranschlag zur Kenntnis. Der Kirchenrat wird den betroffenen 
Kirchgemeinden jedenfalls Knowhow für die Gemeindeentwicklung zur Verfügung stellen 
und zusammen mit der Kirchenpflege nach Lösungen suchen. Fruchten die Bemühungen 
nicht, so kann der Kirchenrat die Gemeindeentwicklung selbst vorantreiben, indem er Aufla-
gen für den Voranschlag der Kirchgemeinde verfügt. Verstösst eine Kirchenpflege gegen 
Verfügungen zum Voranschlag, so errichtet er ein Kuratorium. 

3. Der Kirchenrat erhält neue Kompetenzen in der Finanzaufsicht. Weist eine Kirchgemeinde 
ein negatives Eigenkapital aus, bedeutet dies, dass ihre Schulden grösser sind als ihr Ver-
mögen. Gemäss geltendem Gesetz muss negatives Eigenkapital binnen fünf Jahren abge-
schrieben werden. Weist eine Kirchgemeinde bei negativem Eigenkapital einen Verlust in 
der Rechnung aus, heisst dies, dass sie der Pflicht zur Abschreibung nicht mehr nachkom-
men kann. Eine Kirchgemeinde mit negativem Eigenkapital und einem Verlust in der Rech-
nung muss saniert werden. Um Zeit für die Sanierung zu gewinnen, kann sie den Steuerfuss 
erhöhen oder abgeschriebene Immobilien aus dem Verwaltungsvermögen ins Finanzvermö-
gen transferieren und sie zum Verkehrswert bilanzieren. Hat die Kirchgemeindeversamm-
lung nicht die Kraft dazu, entscheidet der Kirchenrat über den Steuerfuss und den Transfer 
vom Verwaltungs- ins Finanzvermögen. 

4. Auflösung einer Kirchgemeinde. Ist die finanzielle Lage einer Kirchgemeinde aussichtslos 
und findet sie keine andere Kirchgemeinde für einen Zusammenschluss, so muss sie aufge-
löst werden. Die Auflösung einer Kirchgemeinde ist ein komplexer Vorgang, der nicht im 
Rahmen dieses Geschäfts geregelt werden kann. Über ihn soll die Synode zu späterem 
Zeitpunkt entscheiden können. 

 
Nutzen für Landeskirche und Kirchgemeinden 
Die Kirchgemeinden erhalten Unterstützung beim Finden nach Wegen im Umgang mit schwin-
denden finanziellen Mitteln. Die Gesamtheit der Kirchgemeinden bekommt die Sicherheit, dass 
sie bei finanziellen Problemen einzelner Kirchgemeinden nicht in Mitleidenschaft gezogen wird. 
 
Kosten 
Die Teilrevisionen verursachen keine zusätzlichen Kosten. Sie können durch den ordentlichen 
landeskirchlichen Betrieb realisiert werden. 
 
Umsetzung und Zeitplan 
Die Teilrevisionen treten am 1. April 2026 in Kraft. 
 
 
Reformierte Landeskirche Aargau 
Kirchenrat 
 
 
 
Christoph Weber-Berg  David Zimmer 
Kirchenratspräsident    Kirchenschreiber 
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Beilage 
Synopse, Entwurf vom 25. September 2025 
 


